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Große Fortschritte bei der Produktivität
Die Produktivität in der Landwirtschaft hat 
in den vergangenen Jahrzehnten enorme 
Fortschritte gemacht. Ernährte ein Landwirt 
im Jahr 1950 rechnerisch zehn Menschen, so 
reichte die Produktion gut sechs Jahrzehnte 

später aus, um 
139 Menschen 
mit Nahrungs-
mitteln zu ver-
sorgen.

Möglich ge-
macht haben 
diese Entwick-
lung der gestei-
gerte Einsatz 
von Maschi-
nen, veränder-
te Produktions-
methoden und 
der Einsatz von 

Düngern und Pflanzenschutzmitteln – mit all 
ihren zum Teil negativen Begleiterscheinun-
gen für Menschen, Tiere und Umwelt.
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Abweichung des 
Verkaufspreises vom 

Bodenrichtwert

Verfassungs- 
rechtliches Über-

maßverbot

Gartenanlage als 
etwas Eigenständiges

Leistungselemente 
eng miteinander 

verknüpft

Aufspaltung  
wirklichkeitsfremd

Pflanzenlieferungen für eine GartenanlageR

Weist der Steuerpflichtige nach, dass der ge-
meine Wert der kurze Zeit nach dem Erban-
fall veräußerten land- und forstwirtschaft-
lich genutzten Flächen wesentlich niedriger 
ist als der nach § 166 Bewertungsgesetz 
(BewG) ermittelte Liquidationswert, kann 
der niedrigere gemeine Wert als Grund-
besitzwert für Zwecke der Erbschaftsteuer 
festgestellt werden. Dies hat der Bundesfi-
nanzhof (BFH) mit Urteil vom 30.1.2019 – II 
R 9/16 entschieden.

Vorliegend hatte ein Landwirt geklagt, der 
von seinem Vater im August 2011 zwei 
land- und forstwirtschaftliche Grundstücke 
geerbt hatte. Der Kläger veräußerte diese 
beiden Grundstücke im Januar 2012 zu ei-
nem Kaufpreis in Höhe von 123.840 €. 

Mit Bescheid über die gesonderte Feststel-
lung des Grundbesitzwerts auf den August 
2011 für Zwecke der Erbschaftsteuer stell-

te das Finanzamt für die wirtschaftliche 
Einheit „Betrieb der Land- und Forstwirt-
schaft“ einen wesentlich höheren Grund-
besitzwert fest. Der Kläger beantragte den 
Ansatz eines niedrigeren gemeinen Werts in 
Höhe von 123.840 €.

Der BFH folgte der Auffassung des Klä-
gers. Sofern der Verkaufspreis der besagten 
Grundstücke innerhalb eines Jahres deutlich 
vom Bodenrichtwert zum Bewertungsstich-
tag nach unten abweicht, ist davon aus-
zugehen, dass das Grundstück schon zum 
Bewertungsstichtag deutlich weniger wert 
war als ein entsprechendes Bodenrichtwert-
grundstück. Pauschale Zu- oder Abschläge, 
die keine Grundlage im Bewertungsgesetz 
haben, sind nicht vorzunehmen. Aus diesem 
Grund verstößt eine Bewertung mit den 
Bodenrichtwerten gegen das verfassungs-
rechtliche Übermaßverbot. Die Vorentschei-
dung war demnach aufzuheben.   

Grundbesitzwerte nach Erbanfall

Die Lieferung von Pflanzen bildet mit den 
damit im Zusammenhang stehenden Gar-
tenbauarbeiten eine einheitliche komplexe 
Leistung, wenn auf der Grundlage eines Ge-
samtkonzepts etwas selbstständiges Drittes 
(Gartenanlage) geschaffen wird. Zu diesem 
Ergebnis kam der Bundesfinanzhof (BFH) in 
seiner Entscheidung vom 14.2.2019 – V R 
22/17.

Streitig ist in dem Fall, ob Pflanzenlieferun-
gen als selbstständige Leistungen anzuse-
hen sind oder zusammen mit Bauleistungen 
des Gewerkes „Garten- und Landschafts-
bau“ eine einheitliche Leistung bilden.

Der BFH führt aus, dass eine einheitliche 
Leistung in Form einer komplexen Leis-
tung vorliegt, da durch die Kombination 
der Pflanzenlieferungen (Büsche, Sträucher, 
Bäume, Rasen) mit den Gartenbauarbeiten 
eine Gartenanlage und damit etwas Eigen-

ständiges, Neues geschaffen wurde, hinter 
das die Pflanzenlieferungen und die Garten-
bauarbeiten zurücktreten. Es geht hier nicht 
um das bloße Einsetzen von Pflanzen, son-
dern um die Erstellung einer konzipierten 
Gartenanlage nach dem Vorbild eines Ba-
rockgartens, bestehend aus Rasenflächen, 
Beeten, Pflanzen, Bäumen, Wegen, Brüstun-
gen, Gittern nebst Garagenbegrünung. Bei 
dieser Anlage sind die einzelnen Liefer- und 
Leistungselemente so eng miteinander ver-
knüpft, dass etwas Neues geschaffen wur-
de, dessen Aufspaltung wirklichkeitsfremd 
wäre. Für den untrennbaren Zusammen-
hang spricht zudem, dass ausweislich hier 
vorhandenen Auftragsleistungsverzeichnis-
ses vereinbart war, dass der Auftragneh-
mer die Gewährleistung für das An- und 
Weiterwachsen der Pflanzen übernimmt. 
Die Aufspaltung dieser untrennbaren wirt-
schaftlichen Leistung in mehrere Leistun-
gen erscheint daher wirklichkeitsfremd. 

R
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Zuflusszeitpunkt von Entschädigungen

Steuersatz von 
einem Viertel des 
durchschnittlichen 
Steuersatzes

Bundeseinheitliche 
Regelung

Überflutungsfläche 
zur Hochwasser-
rückhaltung

Verteilung auf 
zehn Jahre?

Gegenleistung  
mit Eintragung 
der Dienstbarkeit 
erbracht

R

Nach Abstimmung mit den obersten Fi-
nanzbehörden der Länder hat das Bundesfi-
nanzministerium mit Verwaltungsschreiben 
vom 29.4.2019 – IV C 7 – S2291/19/10001, 
2019/0352213 zur Bewältigung der beson-
deren Forstschäden des Jahres 2018 für die 
abweichenden Wirtschaftsjahre 2017/2018 
und 2018/2019 bzw. für das mit dem Ka-
lenderjahr 2018 übereinstimmende Wirt-
schaftsjahr bundeseinheitlich eine Regelung 
getroffen. 

Bei der Gewinnermittlung durch Betriebsver-
mögensvergleich kann für Kalamitätsholz, 
das auf Schadensereignissen beruht, die 
im Zeitraum vom 1.1.2018 bis 31.12.2018 
entstanden sind, von der Aktivierung des 
eingeschlagenen und unverkauften Kalami-
tätsholzes ganz oder teilweise abgesehen 
werden, wenn der Schaden das Doppelte 
des maßgeblichen Nutzungssatzes über-
steigt.

Für Kalamitätsholz, das auf Schadensereig-
nissen beruht, die im Zeitraum vom 
1.1.2018 bis 31.12.2018 entstanden sind 
und spätestens bis zum 31.3.2019 der zu-
ständigen Finanzbehörde mitgeteilt wur-
den, gilt aus sachlichen Billigkeitsgründen 
einheitlich der Steuersatz von einem Viertel 
des durchschnittlichen Steuersatzes gemäß 
§ 163 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 Abgabenord-
nung in Verbindung mit § 34b Abs. 3 Nr. 2 
Einkommensteuergesetz und R 34b.7 Abs. 4 
Einkommensteuer-Richtlinien, sofern der 
Schaden das Doppelte des maßgeblichen 
Nutzungssatzes übersteigt. Begünstigt ist 
die gesamte Schadensmenge, die für diese 
Schadensereignisse anerkannt wurde.

Die Verwaltungsanweisungen der vom 
Sturmtief „Friederike“ betroffenen Länder, 
die diesen Regelungen entgegenstehen, 
sind aufgrund dieser bundeseinheitlichen 
Regelung nicht (mehr) anzuwenden.   

Verwaltungsschreiben zu Kalamitäten im Forst

Entschädigungszahlungen für die Eintra-
gung einer beschränkt persönlichen Dienst-
barkeit, die das Recht dinglich absichert, 
das belastete Grundstück als Überflutungs-
fläche für den Betrieb der Hochwasserrück-
haltung zu nutzen, sind nach dem Urteil des 
Bundesfinanzhofs (BFH) vom 21.11.2018 – 
VI R 54/16 im Zuflusszeitpunkt als Betriebs-
einnahme zu erfassen.

Die Klägerin erzielte im Jahr 2011 u. a. Ein-
künfte aus Land- und Forstwirtschaft. Sie 
ermittelte den Gewinn aus ihrem landwirt-
schaftlichen Betrieb durch Einnahmenüber-
schussrechnung gemäß § 4 Abs. 3 des Ein-
kommensteuergesetzes (EStG). Die Klägerin 
erhielt im November 2011 vom Land eine 
Zahlung in Höhe von 17.729 € für die Eintra-
gung einer beschränkt persönlichen Dienst-
barkeit in das Grundbuch. Die beschränkt 
persönliche Dienstbarkeit räumte dem Land 
das Recht ein, „die Fläche als Überflutungs-

fläche für den Betrieb der Hochwasserrück-
haltung X“ zu nutzen.

Die Klägerin konnte die landwirtschaftli-
che Nutzung dieses Grundstücks in gleicher 
Art und Intensität wie zuvor fortsetzen. Die 
Klägerin begehrte, die Zahlung des Landes 
gleichmäßig auf einen Zeitraum von zehn 
Jahren gemäß § 11 Abs. 1 Satz 3 EStG zu ver-
teilen. Das Finanzamt behandelte die Zah-
lung demgegenüber als laufende Betriebs-
einnahme im Wirtschaftsjahr 2011/2012 
und rechnete sie dem Gewinn der Klägerin 
für das Streitjahr zur Hälfte zu.

Zwar durfte das (Bundes-)Land das Grund-
stück der Klägerin in Ausübung des ihm 
durch die beschränkt persönliche Dienstbar-
keit gesicherten Rechts als Überflutungs-
fläche nutzen, statistisch tritt ein solcher 
Überflutungsfall aber nur etwa fünf Mal im 
Jahrhundert auf.  

V
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Bodengewinn  
LuF-Einkünfte?

Lebensmittelpunkt  
nicht relevant

Ursprünglich   
landwirtschaftlicher 

Betrieb?

Unmissverständliche 
Betriebsaufgabe?

In dem zugrunde liegenden Sachverhalt des 
Urteils vom 9.2.2018 – 13 K 3773/16 des 
Finanzgerichts Baden-Württemberg (FG) ist 
streitig, ob landwirtschaftliche Grundstücke 
zu einem land- und forstwirtschaftlichen 
Betriebsvermögen des Eigentümers gehör-
ten mit der Folge, dass der Gewinn aus der 
Veräußerung der Grundstücke bei dessen 
Einkünften aus Land- und Forstwirtschaft 
der (Boden-)Besteuerung unterliegt.

Die Klägerin wurde Gesamtrechtsnachfol-
gerin ihres Großvaters. Sie erbte u. a. diver-
se landwirtschaftliche Grundstücke. Zu den 
geerbten Grundstücken gehörten die (im 
Streitjahr 2007 veräußerten) Flurstücke X 
und Y, die im Besitzstandsbogen als land-
wirtschaftliche Nutzfläche (Ackerland) ge-
kennzeichnet und als Betrieb der Land- und 
Forstwirtschaft (Stückländerei) bewertet 
waren. Die Mutter der Klägerin hatte noch 
aktiv eigene Landwirtschaft betrieben. Die 
Eigenbewirtschaftung der Äcker wurde ab 
Ende der 1950er Jahre zunehmend auf-
gegeben. Die Äcker wurden von örtlichen 
Landwirten bewirtschaftet. Die Einzelhei-
ten, insbesondere ob und ggf. wann sämt-
liche Parzellen den örtlichen Landwirten zur 
Nutzung überlassen wurden, sind zwischen 
den Beteiligten streitig. In der Einkommen-
steuererklärung der Klägerin aus dem Jahr 
1965 war vermerkt: „Ab 1963 keine eigene 
Landwirtschaft mehr. Nur Verpachtung.“

Die Klägerin heiratete 1957 in Spanien, wo 
sie auch überwiegend lebte. In der Vergan-
genheit hatte sie mehrfach Grundstücke 
veräußert sowie Erbbaurechte bestellt.

In der im November 2008 eingereichten 
Einkommensteuererklärung für das Streit-
jahr 2007 erklärte die Klägerin als Einkünfte 
aus Land- und Forstwirtschaft lediglich die 
Einkünfte aus ihrem Forstbetrieb. Darüber 
hinaus erklärte sie bei den Einkünften aus 
Vermietung und Verpachtung u. a. Einkünf-
te aus „Stückländereien, Erbbauzins“.

Im Anschluss an eine Außenprüfung gelang-

te das Finanzamt zu der Auffassung, dass 
die Grundstücke X und Y bis zur Veräuße-
rung im Streitjahr 2007 zu einem landwirt-
schaftlichen Betriebsvermögen der Klägerin 
gehört hatten und mit der Veräußerung der 
sog. Bodengewinnbesteuerung unterlagen 
und der (steuerbare) Bodengewinn in vol-
lem Umfang bei den Einkünften aus Land- 
und Forstwirtschaft zu erfassen sei. 

Dieser Meinung folgte auch das FG. Die 
veräußerten Grundstücke X und Y waren 
nach der Auffassung des FG bis zur Veräu-
ßerung Bestandteil des Betriebsvermögens 
des landwirtschaftlichen Betriebs der Klä-
gerin, den sie als Gesamtrechtsnachfolgerin 
ihres Großvaters übernommen hatte. Der 
landwirtschaftliche Betrieb wurde nicht im 
Rahmen der Einkommensteuererklärung für 
1963 aufgegeben. 

Der Beibehaltung des Wohnsitzes der Klä-
gerin in Deutschland stehe nicht entgegen, 
dass sie ihren Lebensmittelpunkt nach Spa-
nien verlegt und weitgehend dort gelebt 
hat. Denn ein Steuerpflichtiger könne meh-
rere Wohnsitze haben, und der Wohnsitz im 
Inland muss nicht den Mittelpunkt der Le-
bensinteressen darstellen. Die Grundstücke 
X und Y gehörten zum Betriebsvermögen 
des landwirtschaftlichen Betriebs der Klä-
gerin. Es entspreche ständiger Rechtspre-
chung des BFH, dass landwirtschaftliche 
Grundstücke in der Hand der Rechtsnach-
folger Betriebsvermögen geblieben sind, 
wenn ursprünglich ein landwirtschaftlicher 
Betrieb bestanden habe und die Grundstü-
cke später nicht entnommen wurden oder 
der Betrieb aufgegeben wurde.

Der von der Klägerin übernommene land- 
und fortwirtschaftliche Betrieb wurde nicht 
aufgegeben. Die Klägerin hat insbesondere 
im Rahmen der Einkommensteuererklärung 
für 1963 keine eindeutige und unmissver-
ständliche Betriebsaufgabeerklärung abge-
geben. Die veräußerten Grundstücke sind 
daher bis zur Veräußerung Bestandteil des 
Betriebsvermögens geblieben.  

Besteuerung des Bodengewinns aus der  
Veräußerung landwirtschaftlicher GrundstückeR
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Höhere Lieferentgelte: 
kein Gestaltungs-
missbrauch

Angemessenheit von 
Leistung und Gegen-
leistung: keine Frage 
der Umsatzsteuer

Steuerpflichtige 
Erlöse der Stiftung?

Verkauf von Öko-
punkten: kein 
wirtschaftlicher 
Geschäftsbetrieb

Ökopunkte in der GemeinnützigkeitR

Das Finanzgericht Niedersachsen (FG) ent-
schied mit Urteil vom 7.3.2019 – 11 K 
23/18: In der Vereinbarung eines über dem 
Marktpreis liegenden Entgelts ist auch 
dann kein Missbrauch rechtlicher Gestal-
tungsmöglichkeiten zu sehen, wenn der 
Lieferer die mit dem Vorsteuerabzug korres-
pondierende Umsatzsteuerschuld aufgrund 
von § 24 Umsatzsteuergesetz (UStG) nicht 
an das Finanzamt erbringen muss. 

Die Klägerin, an der 57 Landwirte als Ge-
sellschafter beteiligt waren, betreibt meh-
rere Biogasanlagen und Blockheizkraftwer-
ke. Für deren Betrieb kaufte sie von ihren 
Gesellschaftern Gülle ein. Die liefernden 
Landwirte, die die Güllelieferungen nach 
Durchschnittssätzen versteuerten, erhiel-
ten pro Tonne Gülle 12,50 bis 13,50 €. Bei 
einer Außenprüfung vertrat der Prüfer die 
Auffassung, dass diese Preise deutlich über 
dem Marktpreis (3 €/Tonne) lägen und wer-

tete dies als rechtsmissbräuchlich im Sinne 
des § 42 Abgabenordnung (AO). Die Preis-
gestaltung sei von der Klägerin allein aus 
steuerlichen Motiven gewählt worden, da 
dem Vorsteuerabzug aufseiten der Klägerin 
keine Zahlungsverpflichtung aufseiten der 
liefernden Landwirte gegenübergestanden 
habe, weil diese ihre Umsätze nach § 24 
UStG versteuert hätten. Der Einspruch wur-
de abgewiesen, die Klage vor dem FG hatte 
jedoch Erfolg.

Der Klägerin stand gemäß § 15 Abs. 1 UStG 
der Vorsteuerabzug aus den Gülleliefe-
rungen ihrer Gesellschafter in der in den 
Gutschriften ausgewiesenen Höhe zu. Ein 
Missbrauch rechtlicher Gestaltungsmöglich-
keiten liegt nicht vor. Die Frage der Ange-
messenheit des Entgelts im Hinblick auf den 
objektiven Wert von Leistung und Gegen-
leistung stellt sich im Umsatzsteuerrecht 
grundsätzlich nicht.  

Durchschnittssatzbesteuerung und Missbrauch  
von Gestaltungsmöglichkeiten

Werden im Zusammenhang mit der sat-
zungsgemäßen Tätigkeit einer gemeinnüt-
zigen Stiftung zugunsten des Natur- und 
Landschaftsschutzes Ökopunkte zugeteilt, 
die nur durch den Verkauf verwertet werden 
können, ist der Erlös aus diesem Verkauf 
ebenso wie die zugrunde liegende Tätigkeit 
nach § 5 Abs. 1 Nr. 9 Körpersteuergesetz, § 3 
Nr. 6 Gewerbesteuergesetz steuerfrei. Diese 
Entscheidung fällte der Bundesfinanzhof 
(BFH) mit Urteil vom 24.1.2019 – V R 63/16.

Die Klägerin ist eine als rechtsfähig aner-
kannte, gemeinnützige Stiftung. Zweck ist 
u. a. die Förderung des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege. Im Rahmen dieses 
Satzungszwecks betreibt die Klägerin die 
großflächige Renaturierung des Flusses X, 
indem sie große Teile des am Fluss gele-
genen Landes in eine Auenlandschaft ver-
wandelt. Für die Renaturierung schrieb die 
zuständige Naturschutzbehörde der Kläge-

rin Ökopunkte gut, und zwar aufgrund von 
§ 16 Bundesnaturschutzgesetz i.d.F. des 
Streitjahrs 2013. Das Finanzamt ging von 
der Steuerpflicht für die Erlöse der Stiftung 
aus dem Verkauf der Ökopunkte aus. Der 
BFH sah dies anders.

Der Verkauf der Ökopunkte erfüllt nicht 
die Voraussetzungen eines wirtschaftli-
chen Geschäftsbetriebes. Nach § 14 Satz 1 
Abgabenordnung (AO) ist ein wirtschaftli-
cher Geschäftsbetrieb eine selbstständige 
nachhaltige Tätigkeit, durch die Einnah-
men oder andere wirtschaftliche Vorteile 
erzielt werden und die über den Rahmen 
einer Vermögensverwaltung hinausgeht. 
Die Absicht, Gewinn zu erzielen, ist nach 
§ 14 Satz 2 AO nicht erforderlich. Der Ver-
kauf der Ökopunkte ist keine selbstständi-
ge Tätigkeit; sie ist allein durch die steuer-
befreite Tätigkeit nach dem Satzungszweck 
veranlasst.   

R
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Die Durchschnittssatzbesteuerung für die 
Umsätze einer KG mit Tierzucht- bzw. Tier-
haltung kann nicht mit der Begründung 
versagt werden, dass die Kommanditisten 
keine Mitunternehmerinitiative entfalten 
können, weil sie (formell) in keinem Fall den 
Mehrheitsgesellschafter an einer Beschluss-
fassung in der Gesellschafterversammlung 
hindern können, wenn sie nach der Zahl der 
übertragenen sog. freien Vieheinheiten die 
wirtschaftliche Grundlage der Gesellschaft 
wesentlich bestimmen. So die Entscheidung 
des Bundesfinanzhofs (BFH) vom 13.2.2019 
– XI R 24/17.

Klägerin war eine KG mit landwirtschaftli-
chen Einkünften (§ 51a Bewertungsgesetz 
– BewG), deren Unternehmensgegenstand 
die Produktion und Aufzucht von Ferkeln 
war. Der Komplementär hielt eine Hafteinla-
ge von 9.800 €, die beiden Kommanditisten 
von jeweils 100 €. Die drei Gesellschafter 
hatten der Gesellschaft darüber hinaus 200, 
609 bzw. 423 sog. freie Vieheinheiten über-
tragen.

Seit März 2011 versteuerte die Klägerin die 
Umsätze nach § 24 Umsatzsteuergesetz 
(UStG). Nach einer Außenprüfung war das 
Finanzamt der Ansicht, dass die Kommandi-
tisten nicht als Mitunternehmer anzusehen 
seien, da sie nach dem Gesellschaftsvertrag 
keinerlei Entscheidungskompetenz hätten, 
und unterwarf die Umsätze der Regelbe-
steuerung. Der Einspruch blieb ohne Erfolg. 
Das Niedersächsische Finanzgericht (FG) 
wies die Klage mit Urteil vom 16.6.2017 
– 11 K 98/17 als unbegründet zurück und 
folgte der Auffassung des Finanzamtes.

Der BFH hob das angefochtene Urteil auf, 
verwies die Sache aber an das FG zurück, 
um festzustellen, ob die weiteren Voraus-
setzungen für die Anwendung der Durch-
schnittssatzbesteuerung vorliegen, insbe-
sondere, ob die Tierbestände der Klägerin 
zur landwirtschaftlichen Nutzung gehören.

Als land- und forstwirtschaftlicher Betrieb 

gelten nach § 24 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 UStG 
u. a. Tierzucht- und Tierhaltungsbetriebe, 
soweit ihre Tierbestände nach den §§ 51 
und 51a BewG zur landwirtschaftlichen 
Nutzung gehören. Bei Gesellschaften ist 
Voraussetzung, dass die Gesellschafter als 
(Mit-)Unternehmer anzusehen sind. Der 
Begriff „Gesellschaft“ ist dabei in ertrag-
steuerlichem Sinne zu verstehen, d. h. es ist 
notwendig, dass die Gesellschafter Mitun-
ternehmerrisiko und Mitunternehmeriniti-
ative tragen. Mitunternehmerrisiko bedeu-
tet gesellschaftsrechtliche Teilnahme am 
Erfolg und Misserfolg eines gewerblichen 
Unternehmens, also Beteiligung an Gewinn 
und Verlust sowie an den stillen Reserven. 
Mitunternehmerinitiative bedeutet Teilnah-
me an unternehmerischen Entscheidungen. 
Beide Merkmale lagen nach Auffassung des 
FG im Streitfall vor.

Nach den Bestimmungen des Handelsge-
setzbuches (HGB) ist der Kommanditist ei-
nerseits am laufenden Gewinn und bei sei-
nem Ausscheiden bzw. der Liquidation an 
den stillen Reserven andererseits am Verlust 
beteiligt (§ 167 Abs. 3 HGB). Als Initiativ-
rechte des Kommanditisten sieht das HGB 
insbesondere Stimm-, Kontroll- und Wider-
spruchsrechte vor. 

Auch ein Kommanditist, dessen Wider-
spruchsrecht nach § 164 HGB ausgeschlossen 
ist, kann grundsätzlich noch Mitunternehmer 
sein, ohne dass sein Mitunternehmerrisiko 
über das typische Risiko eines Kommandi-
tisten hinaus erhöht sein müsste. Das Wi-
derspruchsrecht nach § 164 HGB ist vorlie-
gend nicht durch den Gesellschaftsvertrag 
abbedungen. Da der Komplementär in der 
Gesellschafterversammlung ein beherr-
schendes Stimmengewicht hat, bleibt ein 
Widerspruch des Kommanditisten (mögli-
cherweise) folgenlos. Dies bedeutet aber 
nicht, dass das Widerspruchsrecht nach 
§  164 HGB ausgeschlossen wäre. Dies al-
lein rechtfertigt es nicht, die Rechtsstellung 
der Kommanditisten im Streitfall als einge-
schränkt zu behandeln.  

Voraussetzungen der Durchschnittssatz- 
besteuerung bei GesellschaftenR

Mitunternehmer-
initiative auch ohne 

Stimmenmehrheit in 
der Gesellschafter-

versammlung

Mitunternehmer-
risiko: Teilnahme am 
Erfolg und Misserfolg

Rechte des Komman-
ditisten nach HGB

Durchschnittssatz-
besteuerung wegen 
fehlender Entschei-

dungskompetenz 
vom FA verneint

Widerspruchsrecht 
nach § 164 HGB 

nicht ausgeschlossen
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Das Finanzgericht Münster (FG) entschied 
mit Urteil vom 9.4.2019 – 2 K 397/18 E: Die 
Entnahme eines Grundstücks im Betriebs-
vermögen eines LuF-Betriebs setzt voraus, 
dass der Landwirt nach außen den Willen 
erkennen lässt, das Grundstück nicht (mehr) 
für betriebliche Zwecke im betrieblichen Be-
reich, sondern für private Zwecke im priva-
ten Bereich zu nutzen. Die Bestellung von 
Erbbaurechten an weniger als 10 % der 
landwirtschaftlichen Flächen verändert den 
Charakter eines LuF-Betriebs nicht derart, 
dass eine Vermögensverwaltung die land-
wirtschaftliche Betätigung verdrängt.

Der Vater des Klägers hatte im Streitfall den 
Hof und später mehrere Grundstücke auf 
den Sohn übertragen. In den 70er und 80er 
Jahren wurden Flächen baureif; an ihnen 
wurden Erbbaurechte bestellt und veräu-
ßert. Anfang der 1990er Jahre übertrug der 
Kläger mit Erbbaurechten belastete Grund-
stücke auf seine Ehefrau.

Zum 1.7.1989 wurde der Kläger buchfüh-
rungspflichtiger Landwirt (§ 4 Abs. 1 Ein-
kommensteuergesetz – EStG). In den Jah-
ren 2012/2013 veräußerte er insgesamt 14 
Flurstücke. Die ESt-Erklärungen 2013 und 
2014 erfassten die Veräußerungsgewinne 
aus den Erbbaurechtsgrundstücken nicht. 
Erst 2017 erließ das Finanzamt geänderte 
ESt-Bescheide für die Jahre 2012 bis 2014 
mit der Begründung, es habe sich bei den 
Grundstücken um landwirtschaftliches Be-
triebsvermögen gehandelt. Für 2012 stütz-
te es die Änderung auf § 173 Abs. 1 Nr. 1 
Abgabenordnung (AO; neue Tatsachen), für 
2013 und 2014 auf § 164 Abs. 2 AO. Der 
Einspruch wurde abgewiesen. Eine Entnah-
me aus dem Betriebsvermögen habe nicht 
vorgelegen, da an weniger als 10 % der Flä-
chen Erbbaurechte bestellt worden seien.

Im Klageverfahren trug der Kläger vor, dass 
infolge der Bestellung der Erbbaurechte 
die Grundstücke bereits 1976 ins Privat-
vermögen überführt worden seien. Er be-
rief sich dabei auf das BMF-Schreiben vom 

15.3.1979 (BStBl. 1979 I, S. 162). Das FG 
hielt die Klage für unbegründet und bestä-
tigte die Auffassung des Finanzamtes. Die 
streitgegenständlichen Grundstücke seien 
vor ihrer Veräußerung nicht ins Privatvermö-
gen überführt worden. Das BMF-Schreiben 
vom 15.3.1979 war für das Gericht nicht 
verbindlich, da es die Rechtsprechung nicht 
zutreffend wiedergibt und daher aufgeho-
ben wurde (BMF-Schreiben vom 20.3.1998, 
BStBl. 1998, S. 356). Auf Vertrauensschutz 
kann sich der Kläger nicht mehr berufen, 
da er vor Ablauf des Jahres 1988 dem Fi-
nanzamt gegenüber eine Klarstellung hätte 
abgeben müssen.

Eine Entnahmeerklärung muss unmissver-
ständlich und von einem entsprechenden 
Entnahmewillen getragen sein. Dazu muss 
der Steuerpflichtige die sich aus der Ent-
nahme ergebenden Folgerungen ziehen 
und regelmäßig den Gewinn aus der Ent-
nahme des Grund und Bodens erklären. Die 
Nutzung muss sich auf Dauer so ändern, 
dass das Grundstück seine Beziehung zum 
Betrieb verliert und dadurch zu notwen-
digem Privatvermögen wird. Durch eine 
Nutzungsänderung ohne Entnahmeer-
klärung verlieren ursprünglich landwirt-
schaftlich genutzte Grundstücke nach stän-
diger Rechtsprechung ihre Eigenschaft als 
landwirtschaftliches Betriebsvermögen nur, 
wenn eine eindeutige Entnahmehandlung 
vorliegt.

Die Bestellung der Erbbaurechte stellt keine 
Entnahme durch Nutzungsänderung dar. Da 
sie unstreitig weniger als 10 % der dama-
ligen landwirtschaftlichen Flächen betraf, 
veränderte sich der Charakter des landwirt-
schaftlichen Betriebes durch die Bestellung 
der Erbbaurechte nicht. Die Grenze für eine 
Fortführung der belasteten Grundstücke 
als Betriebsvermögen wurde im Streitfall 
gewahrt. Die Bestellung der Erbbaurech-
te ist auch nicht aus anderen Gründen als 
Entnahme zu werten. Verfahrensrechtlich 
wurden die ESt-Bescheide zutreffend nach 
§ 173 bzw. 164 AO geändert.  

Veräußerung landwirtschaftlicher Grundstücke  
mit ErbbaurechtR

Entnahme nach 
klarer Nutzungs-
änderung?

Kein  
Vertrauensschutz

Entnahmeerklärung 
unmissverständlich?

Änderung der  
Nutzung auf Dauer?

Eindeutige  
Entnahme- 
handlung?

Bestellung eines 
Erbbaurechts als 
Entnahme?
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8 Heft 4/2019

Ein Investitionsabzugsbetrag (IAB) kann 
auch bei Anschaffung bzw. Herstellung des 
begünstigten Wirtschaftsguts, aber unter-
bliebener Hinzurechnung rückgängig ge-
macht werden – so die Entscheidung des 
Finanzgerichts Rheinland-Pfalz (FG) vom 
26.2.2019 – 3 K 1658/18.

In seinen Einkommensteuer- und Gewer-
besteuererklärungen für 2008 machte der 
Kläger einen außerbilanziell in Abzug zu 
bringenden IAB nach § 7g Abs. 1 EStG in 
Höhe von 12.491 € geltend, ohne allerdings 
zu erläutern, für welches Wirtschaftsgut 
bzw. für welche Wirtschaftsgüter der IAB 
gebildet werden solle. Im Jahr 2009 er-
warb der Kläger einen PKW (Mittelklasse), 
ein Aquarium und einen Drucker. In der am 
20.12.2010 eingegangenen Einkommen-
steuererklärung 2009 erklärte er einen Ge-
winn seines Gewerbebetriebs in Höhe von 
208.674 €, wobei die Anschaffungskosten 
für die drei genannten Wirtschaftsgüter um 
40 % (insgesamt 12.491 €) aufwandswirk-
sam mit dem Hinweis auf § 7g Abs. 2 EStG 
gemindert wurden. Eine gewinnerhöhende 
Auflösung des IAB nach § 7g Abs. 2 Satz 1 
EStG erfolgte hingegen nicht.

Der Einkommensteuerbescheid für 2009 
vom 28.1.2011 erging ebenfalls ohne Vor-
behalt der Nachprüfung; das Finanzamt 
übernahm den erklärten Gewinn aus Ge-
werbebetrieb. Nach einer Betriebsprüfung 
für die Jahre 2010-2012 teilte die Prozess-
bevollmächtigte des Klägers mit, dass der 
im Jahr 2008 gebildete IAB drei Wirtschafts-
güter betroffen habe, die im Jahr 2009 an-
geschafft worden seien, und zwar einen 
PKW der Mittelklasse, ein Aquarium und 
einen Drucker. Der Kläger habe die entspre-
chenden Anschaffungskosten transparent 
um 40 % aufwandswirksam mit dem Hin-
weis auf § 7g Abs. 2 EStG gemindert. Nach 
Sachlage habe er jedoch versehentlich ver-
säumt, den Gewinn nach § 7g Abs. 2 EStG 
entsprechend zu erhöhen. 2009 sei der Ge-
winn erklärungsgemäß in Ansatz gebracht 
und der Bescheid endgültig erlassen wor-

den. Die Prozessbevollmächtigte vertrat die 
Auffassung, dass dieser Fehler nicht mehr 
korrigiert werden könne, und zwar weder 
durch Erlass eines Änderungsbescheides für 
2009 noch durch Rückgängigmachung des 
IAB in 2008. 

Das Finanzamt änderte jedoch mit Beschei-
den vom 1.9.2016 den Einkommensteu-
erbescheid 2008 unter Berufung auf § 7g 
Abs. 3 Satz 2 EStG und den Bescheid über 
den Gewerbesteuermessbetrag für 2008 
unter Berufung auf § 35b Abs. 1 GewStG 
und erhöhte den Gewinn, indem es den 
IAB rückgängig machte (+ 1.2491 €). Der 
Einspruch dagegen wurde zurückgewiesen. 
Das Finanzamt vertrat weiterhin die Auffas-
sung, dass es für die Anwendung des § 7g 
Abs. 3 Satz 1 EStG ausreiche, wenn eine 
Hinzurechnung nach § 7g Abs. 2 EStG inner-
halb des Investitionszeitraums nicht statt-
gefunden habe.

Das Finanzgericht hielt die Klage für unbe-
gründet. Gemäß § 7g Abs. 3 Satz 1 EStG 2008 
ist der Abzug eines IAB nach Abs. 1 rückgän-
gig zu machen, soweit dieser nicht bis zum 
Ende des dritten auf das Wirtschaftsjahr 
des Abzugs folgenden Wirtschaftsjahres 
nach Abs. 2 hinzugerechnet wurde. Wurde 
der Gewinn des maßgebenden Wirtschafts-
jahres bereits einer Steuerfestsetzung oder 
einer gesonderten Feststellung zugrunde 
gelegt, ist der entsprechende Steuer- oder 
Feststellungsbescheid insoweit zu ändern. 
Dies gilt gemäß 7g Abs. 3 Satz 3 EStG 2008 
– als eigenständiger Änderungsvorschrift – 
auch dann, wenn der Steuer- oder Feststel-
lungsbescheid bestandskräftig geworden 
ist, wobei die Festsetzungsfrist insoweit 
nicht endet, bevor die Festsetzungsfrist für 
den Veranlagungszeitraum abgelaufen ist, 
in dem das dritte auf das Wirtschaftsjahr 
des Abzugs folgende Wirtschaftsjahr endet. 
Diese Voraussetzungen sind vorliegend er-
füllt. Das FG verweist dabei auf in der Ge-
setzesbegründung zu der Neufassung des 
§ 7g EStG durch das Unternehmensteuerre-
formgesetz 2008.   

Rückgängigmachung eines Investitions- 
abzugsbetragsR

Hinzurechnung 
unterblieben?

Voraussetzungen  
des § 7g Abs. 3 EStG 

Änderung des Steuer- 
und Feststellungs-

bescheides

Siehe auch
Gesetzesbegründung

zum § 7g EStG
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Milchlieferrecht  
und Gewinn- 
minderung

Ausbuchung des 
Buchwerts

Umsatzsteuer- 
betrugskette

Kein Vorsteuer- 
abzug

Zur Identität von Rechnungsaussteller  
und leistendem UnternehmerR

Wird ein Teil des Milchlieferrechts unent-
geltlich zugunsten der Landesreserve ein-
gezogen, sind die anteilig auf diese Men- 
ge entfallenden Anschaffungskosten nach 
der Entscheidung des Bundesfinanzhofs 
(BFH) vom 17.1.2019 – VI R 52/16 auszu-
buchen.

Die Klägerin unterhielt in den Streitjahren 
2008 und 2009 einen im Wege der vor-
weggenommenen Erbfolge übertragenen 
landwirtschaftlichen Betrieb, zu dem auch 
ein verpachtetes Milchlieferrecht gehörte. 
Im Wirtschaftsjahr 2008/2009 endete das 
Pachtverhältnis, und die Klägerin erhielt die 
Milchreferenzmenge zurück. Aufgrund der 
Beendigung des Pachtverhältnisses wurden 
33 % des Milchlieferrechts entschädigungs-
los in die Landesreserve eingezogen. Die 
verbliebene Milchreferenzmenge veräußer-
te die Klägerin im November 2008 über die 
amtliche Verkaufsstelle.

Im Jahresabschluss für das Wirtschaftsjahr 
2008/2009 buchte die Klägerin das Milch-
lieferrecht in Höhe von 15.369,43 € ge-
winnmindernd aus. Das Finanzamt vertrat 
die Auffassung, der durch die Ausbuchung 
der eingezogenen Milchreferenzmenge 
(33 %) entstandene Verlust unterliege dem 
Abzugsverbot nach § 55 Abs. 6 Einkommen-
steuergesetz.

Der BFH entschied jedoch, dass die Einzie-
hung des Anteils des Milchlieferrechts in 
Höhe von 33 % zugunsten der Landesre-
serve zu einer anteiligen Ausbuchung des 
Buchwerts des Milchlieferrechts in dersel-
ben Höhe führt. 

Bei dem Milchlieferrecht handelt es sich um 
ein selbstständiges Wirtschaftsgut. Seine 
Abspaltung hat zur Folge, dass die Anschaf-
fungskosten des Grund und Bodens zum Teil 
dem Milchlieferrecht zuzuordnen sind.  

Einzug des Milchlieferrechts nach Beendigung  
des Pachtvertrags

Die für die Berechtigung zum Vorsteuerab-
zug nach ständiger Rechtsprechung erfor-
derliche Identität von Rechnungsaussteller 
und leistendem Unternehmer entspricht 
der Rechtsprechung des EuGH, der zufolge 
die Angabe der Anschrift, des Namens und 
der Mehrwertsteuer-Identifikationsnummer 
des Rechnungsausstellers ermöglichen soll, 
eine Verbindung zwischen einer bestimm-
ten wirtschaftlichen Transaktion und dem 
Rechnungsaussteller herzustellen. 

Diese Entscheidung traf der Bundesfinanz-
hof (BFH) vom 14.2.2019 – V R 47/16.

Der Kläger hatte einen Hard- und Software-
Handel. Für 2008 und 2009 machte er Vor-
steuerbeträge aus dem Erwerb von Compu-
terzubehör und Spielkonsolen der X-GmbH 
und der Y-GmbH & Co. KG geltend. Tatsäch-
lich wurden diese Geschäfte jedoch über 
die A-AG abgewickelt. 

Nach Ansicht des Finanzamtes waren die 
X-GmbH und der Y-GmbH & Co. KG als so-
genannte missing trader (= Nichtunterneh-
mer) und der Kläger als sogenannter buffer 
(Zwischenhändler) in eine Umsatzsteuerbe-
trugskette im Zusammenhang mit der Lie-
ferung von Elektronikartikeln eingebunden.
Das Finanzamt lehnte demzufolge den Vor-
steuerabzug aus den entsprechenden Liefe-
rungen ab. Auch Klage und Revision blieben 
erfolglos.

Der BFH hat dies damit begründet, dass der 
Abzug der in einer Rechnung oder Gutschrift 
ausgewiesenen Umsatzsteuer grundsätzlich 
nur dann zulässig ist, wenn Rechnungsaus-
steller und leistender Unternehmer iden-
tisch sind. Die Voraussetzungen des Rechts 
auf Vorsteuerabzug waren nicht erfüllt, weil 
es an der notwendigen Identität von leis-
tendem Unternehmer und Rechnungsaus-
steller fehlte.   

R
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Vorabentscheidung 
des EuGH

Vorsteueraufteilung 
bei gemischt ge-

nutzten Gebäuden 
nach Umsatz- oder 

Flächenschlüssel?

Feststellungslast
beim Steuer- 

pflichtigen

Vielzahl der  
Ausstattungs- 
unterschiede 

Aufteilung nach 
Flächen nicht  

sachgerecht?

Das Finanzgericht Düsseldorf (FG) hat zur 
Aufteilung von Vorsteuerbeträgen bei einem 
gemischt genutzten Gebäude nach dem sog. 
Flächenschlüssel als Regelmaßstab der pro-
zentualen Verwendungsverhältnisse geur-
teilt (Urteil vom 20.7.2018 – 1 K 2798/16 U, 
rechtskräftig).

Aus den Herstellungs- und Unterhaltungs-
kosten des gewerblich vermieteten Erdge-
schosses (Ladenlokale) und den umsatz-
steuerfrei vermieteten Wohnungen in den 
Obergeschossen ist die Vorsteuer nach dem 
sog. Flächenschlüssel aufzuteilen, wenn die 
Unterschiede in Bauart und Ausstattung 
(Raumhöhe, Heizungsanlage, Fenster, Sa-
nitärausstattung etc.) nicht dazu führen, 
dass die Berechnung des Vorsteuerabzugs 
unter Anwendung des Umsatzschlüssels 
zu einem präziseren Ergebnis führt (Nach-
folgeentscheidung zum EuGH-Urteil vom 
9.6.2016 – C-332/14 und zum BFH-Urteil 
vom 10.8.2016 – XI R 31/09). 

Die Feststellungslast für derartige Unter-
schiede liegt bei dem Steuerpflichtigen. Die 
zu berücksichtigenden Flächen bestimmen 
sich ohne Berücksichtigung des Treppen-
hauses, des Kellers und der Tiefgarage nach 
der Wohnfläche der Wohnungen und der 
Nutzfläche der Ladenlokale.

Im Streitjahr 2004 wurde ein von der Kläge-
rin errichtetes Wohn- und Geschäftsgebäu-
de mit Tiefgaragenstellplätzen fertiggestellt. 
Das Gebäude wurde teilweise umsatzsteu-
erfrei und teilweise umsatzsteuerpflichtig 
vermietet. Die Klägerin ermittelte den Anteil 
der abziehbaren Vorsteuerbeträge für die 
Errichtung und den Unterhalt des Gebäudes 
nach dem Verhältnis der steuerpflichtigen 
zu den steuerfreien Ausgangsumsätzen. 

Das beklagte Finanzamt vertrat demge-
genüber die Auffassung, dass die Vorsteuer 
nach dem sog. Flächenschlüssel aufzuteilen 
sei und reduzierte den von der Klägerin 
begehrten Vorsteuerabzug. Soweit die Vor-
steuer auf die steuerfrei vermietete Gebäu-

defläche entfalle, scheide ein Vorsteuerab-
zug der Klägerin aus. 

Im ersten Rechtsgang gab das FG Düsseldorf 
der Klägerin mit Urteil vom 11.9.2009 – 1 K 
996/07 U teilweise Recht. In dem von beiden 
Beteiligten betriebenen Revisionsverfahren 
holte der Bundesfinanzhof eine Voraben-
tscheidung des Europäischen Gerichtshofs 
ein (EuGH, Urteil vom 9.6.2014 – C-332/14). 
Anschließend entschied der Bundesfinanz-
hof mit Urteil vom 10.8.2016 – XI R 31/09, 
dass bei der Herstellung eines gemischt 
genutzten Gebäudes für den Vorsteuerab-
zug der objektbezogene Flächenschlüssel 
regelmäßig eine präzisere Aufteilung der 
Vorsteuer als der Umsatzschlüssel ermögli-
che. Dies gelte nicht, wenn die Nutzflächen 
wegen ihrer unterschiedlichen Ausstattung 
(z. B. Höhe der Räume, Dicke der Wände und 
Decken, Innenausstattung) nicht miteinan-
der vergleichbar seien. Die Sache wurde zur 
weiteren Sachaufklärung an das FG Düssel-
dorf zurückverwiesen.

Im zweiten Rechtsgang hat das FG Düssel-
dorf die Klage nun endgültig abgewiesen: 
Die Vorsteuer wurde im Streitfall zu Recht 
nach dem Flächenschlüssel aufgeteilt. Der 
Steuerpflichtige trägt die Feststellungslast 
für erhebliche Ausstattungsunterschiede, 
die die Anwendung des objektbezogenen 
Umsatzschlüssels rechtfertigen würden. 
Im Streitfall kann trotz der Unterschiede in 
Bauart und Ausstattung nicht davon ausge-
gangen werden, dass sich die Herstellungs-
kosten des Gebäudes nicht mehr annä-
hernd gleichmäßig auf die Nutzflächen des 
Gebäudes verteilen. Angesichts der Vielzahl 
der Unterschiede in der Bauausführung, die 
teils zu höheren und teils zu niedrigeren 
Herstellungskosten geführt haben, lässt 
sich nicht ermitteln, ob die Ausstattung der 
steuerpflichtig vermieteten Ladenlokale in 
einem solchen Maße von der Ausstattung 
der steuerfrei vermieteten Wohnungen ab-
weicht, dass die Nutzflächen nicht mehr 
vergleichbar und die Aufteilung nach Flä-
chen nicht mehr sachgerecht ist.   

Aufteilung von Vorsteuerbeträgen  
bei einem gemischt genutzten GrundstückR
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Aufteilungsgebot der 
Hotelumsätze mit 
EU-Recht vereinbar?

Aufteilungsmaßstab 
zwischen Beherber-
gungs- und Früh-
stücksumsätzen

Aufteilung nicht 
nach Nettoumsätzen

Sachgerechte  
Schätzung

Bestimmter Aspekt 
der Beherbergungs-
leistungen

Zur Aufteilung von Beherbergungs- und 
Frühstücksleistungen eines Hotels bei der 
Umsatzsteuer sowie zur Vereinbarkeit des 
Aufteilungsgebots des § 12 Abs. 2 Nr. 11 
Satz 2 Umsatzsteuergesetz (UStG) mit EU-
Recht hat das Finanzgericht Berlin-Bran-
denburg (FG) mit Urteil vom 28.11.2018 – 7 
K 7314/16 Stellung genommen.

Streitig war die Aufteilung der Hotelumsät-
ze nach Steuersätzen bei der Umsatzsteuer 
2011 und 2012. In den Rechnungen wurden 
die Übernachtungspreise zum ermäßigten 
Steuersatz, die Frühstückspreise (5 €) zum 
Regelsteuersatz ausgewiesen. Bei einer 
USt-Sonderprüfung vertrat der Prüfer die 
Auffassung, dass der Preis für ein Frühstück 
zu gering berechnet sei und erhöhte ihn auf 
8 €. Die Klägerin wies darauf hin, dass bei 
einem Pauschal-Übernachtungspreis von 
65 € ein Frühstückspreis von 5 € (7,7 %) an-
gemessen sei. Das Finanzamt erhöhte ent-
sprechend die festgesetzte Umsatzsteuer. 

Das FG hielt die Klage teilweise für begrün-
det. Die in den Umsatzsteuerbescheiden 
für 2011 und 2012 festgesetzten Beträge 
wurden jeweils um rund 2.300 bzw. 2.800 € 
reduziert. Ob an dem Aufteilungsgebot in 
§ 12 Abs. 2 Nr. 11 Satz 2 UStG auch bei Ein-
ordnung der Frühstücke als Nebenleistun-
gen zu den Übernachtungsleistungen nach 
dem EuGH-Urteil vom 18.1.2018 – C 463/16 
„Stadion Amsterdam“ festzuhalten sei, 
stehe nicht außer Zweifel. Zunächst ist zu 
beachten, dass nach ständiger Rechtspre-
chung des EuGH jede Leistung in der Re-
gel als eigene und selbstständige Leistung 
zu betrachten ist. Ein einheitlicher Umsatz 
liegt vor, wenn die Leistung des Steuer-
pflichtigen aus zwei oder mehreren Elemen-
ten oder Handlungen besteht, die so eng 
miteinander verbunden sind, dass sie objek-
tiv eine einzige untrennbare wirtschaftliche 
Leistung bilden. Für vorzugswürdig hält der 
Senat jedoch die Auffassung, dass das Auf-
teilungsgebot mit den europäischen Vorga-
ben vereinbar sei. Nach diesen Maßstäben 
ist der Charakter der Frühstücksleistungen 

als Nebenleistungen zu den Beherber-
gungsleistungen zu bejahen. Dafür spricht 
die Tatsache, dass die Übernachtungsgäs-
te keine Möglichkeit hatten, auf die Früh-
stücksleistung zu verzichten und dann ein 
verringertes Entgelt zu entrichten. Zudem 
hat der BFH auch in anderen Entscheidun-
gen Verpflegungsleistungen als Nebenleis-
tungen zu den Beherbergungsleistungen 
eines Hotels angesehen.

Korrekturbedürftig erscheint dem FG aller-
dings die Aufteilungsberechnung des Fi-
nanzamtes. Der Senat geht zunächst davon 
aus, dass die von der Klägerin ausgewiese-
nen Entgelte für die Frühstücke nicht als Be-
messungsgrundlage für die dem Regelsteu-
ersatz unterliegenden Frühstücksleistungen 
übernommen werden können. Ebenso we-
nig stimmt das FG dem Finanzamt zu, dass 
die Aufteilung nach der Nettomethode an-
stelle der Bruttomethode vorzunehmen sein 
soll. Denn die Nettomethode führt dazu, 
dass letztlich die Summe der den einzelnen 
Steuersätzen zugeordneten Bruttoentgelte 
von dem insgesamt vom Steuerpflichtigen 
für die Übernachtungen mit Frühstück ver-
einnahmten Betrag abweicht.

Für eine sachgerechte Schätzung bei einer 
Hotelübernachtung mit Frühstück bei Ver-
einbarung eines Pauschalpreises hat sich 
das FG Berlin-Brandenburg ausgesprochen. 
Nach Auffassung der Finanzverwaltung ist 
die Entscheidung des EuGH – C 463/16 
nicht auf Hotelleistungen in Deutschland 
übertragbar, da im damaligen Urteilsfall 
kein gesetzliches Aufteilungsgebot vorlag. 

Der nationale Gesetzgeber wollte mit seiner 
Regelung in § 12 Abs. 2 Nr. 11 Satz 2 UStG 
nur einen bestimmten Aspekt der kurzfris-
tigen Beherbergungsleistungen mit dem 
ermäßigten Umsatzsteuersatz begünstigen. 
Demgegenüber sollen die weiteren Leistun-
gen dem regulären Umsatzsteuersatz unter-
liegen. Das FG Berlin-Brandenburg hat sich 
mit seinem Urteil dieser Verwaltungsauffas-
sung angeschlossen.  

Aufteilung von Hotelumsätzen nach Steuersätzen 
bei der UmsatzsteuerR
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